
Bundessozialgericht

9 BV64/88
Beschluß

in dem Rechtssheü

ooooo..ooooooooo.noo°oo.ooooontoocoonooocooc‚

Klägerin und Beschwerdeführerin,

Prozeßbevollmächtigte: 1) ..................‚

2)

I....IODODOODOOCDO’

g e g e n

Land Hessen,
vertreten durch das Landesversorgungsamt Hessen,
Frankfurt, Adickesallee 36,

Beklagter und Beschwerdegegner.

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. September

1989 durch Richter Dr. w u 1 f h o r s t

— Vorsitzender -‚ Richterin J a e g e r und Richter

L a d a g e sowie die ehrenamtlichen Richter

S a l o m o n s o n und K u h n e

4beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der

Revision im Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom

21. Januar 1988 wird znrückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

1- Die Klägerin sieht es als Rechtsfrage von grundsätzlicher
Bedeutung an, welche Beweisanforderungen an den Nachweis eines

schädigenden Ereignisses iS des S 1 Abs 1 Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) zu stellen sind, wenn im Gerichtsverfahren Wider-

sprüche auftreten, der Beschädigte dann aber verstirbt, so daß

er vom Gericht unmittelbar zu diesen Widersprüchen nicht mehr

gehört werden kann. Damit hat die Klägerin die Klärungsbedürf—

tigkeit einer Rechtsfrage nicht hinreichend dargetan. Dazu

hätte eine nähere Darlegung gehört, weshalb trotz jahrzehnte-

langer Rechtsprechung die an den Nachweis einer Schädigung zu

stellenden Beweisanforderungen noch ungeklärt sind. Allein der

Hinweis darauf, daß sich in jüngerer Zeit die Fälle häufen, in

denen durch Versterben der Antragsteller besondere Beweis-

SChWierigkeiten auftreten, ist nicht geeignet, eine neue klä-
rungsbedürftige Rechtsfrage darzutun, weil es im Versorgungs—

recht Beweisschwierigkeiten dieser Art seit jeher gegeben hat.

2. Die Klägerin sieht ferner einen Verfahrensfehler darin, daß

das Landessozialgericht (LSG) seine Beurteilung, der Beschä—

digte habe unterschiedliche Angaben über den Zeitpunkt der

Verschüttung gemacht, entscheidend auch auf die in einem Sach-

verständigengutachten enthaltenen Angaben gestützt habe. Das

Gericht habe verkannt, daß es nicht Aufgabe eines Sachver—

ständigen sei, den entscheidungserheblichen Sachverhalt zu

ermitteln. Dieses Vorbringen ist schon deshalb nicht schlüs-

sig, weil das LSG die Ermittlung des entscheidungserheblichen

Sachverhalts, nämlich die Verschüttung, gerade nicht einem

Sachverständigen überlassen hat, was nicht zulässig gewesen

wäre (vgl 28 Urteil des Senats vom 3. Februar 1988 - 9/9a RV
16/87 —). Es hat lediglich die Angaben des Beschädigten gegen-

über der Sachverständigen, wie sie im Gutachten niedergelegt

sind, als einen Beleg unter anderen Belegen dafür herangezo—

gen, daß das eigene Vorbringen des Beschädigten wechselhaft
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und deshalb zum Nachweis einer Verschüttung nicht geeignet

war° Da der Beschädigte selbst im Berufungsverfahren nicht

mehr angehört werden konnte, was nach S 16 des Gesetzes über

das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (KOVVfG)

erforderlich gewesen wäre, konnten nur noch die sich aus den

Akten ergebenden Angaben des Beschädigten verwertet werden.

Kein Verfahrensverstoß liegt darin, daß das Gericht es zu

Lasten des Beschädigten gewertet hat, daß er erst 1972 die im

Jahre 194“ oder 19“5 angeblich erlittene Verschüttung erwähnt
hat.

Die Beschwerdeführerin rügt außerdem einen Verstoß gegen den

Grundsatz des rechtlichen Gehörs, weil das LSG nicht versucht

habe, den für die Verschüttung benannten Zeugen ausfindig zu

machen. Einen entsprechenden Beweisantrag hätte sie gestellt,

wenn sie darauf hingewiesen worden wäre, daß das LSG die Tat-

sache der Verschüttung noch nicht als nachgewiesen angesehen

hat. Soweit mit diesem Vorbringen die Verletzung der Sachauf—

klärungspflicht des % 103 Sozialgerichtsgesetz (SGG) gerügt

werden soll, kann sie keinen Erfolg haben, weil das nach der

ausdrücklichen Vorschrift des S 160 Abs 2 Nr 3 Halbe 2 800 nur

gerügt werden kann, wenn ein entsprechender Beweisantrag ge—

stellt worden ist (ständige Rechtsprechung des BSG - vgl ua

BSG SozR 1500 5 160 Nrn 5, 3”, 5“). Diese Beschränkung der

Eröffnung der Revisionsinstanz kann auch nicht dadurch umgan—

gen werden, daß statt der Verletzung der Aufklärungspflicht

eine Verletzung der Hinweispflicht (% 106 SGG) gerügt wird,

die darin liegen soll, daß das Gericht nicht die Stellung

eines Beweisantrages angeregt hat (BSG SozR 1500 S 160 Nr 13).

Demgegenüber ist es allerdings nicht ausgeschlossen, als Ver-

fahrensfehler geltend zu machen, das Gericht habe einen Be—

weisantrag unter Verstoß gegen den Grundsatz des rechtlichen

Gehörs (Art 103 Abs 1 Grundgesetz -GG-‚ % 62 SGG) verhindert.
Dieser Grundsatz ist vom Gesetzgeber mit dem Rang eines Grund-

rechts ausgestattet worden; seine Verletzung kann sogar mit

der Verfassungsbeschwerde gerügt werden (Art 93 Abs 1 Nr Ha
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GG). Die Verletzung kann im einzelnen darin liegen, daß ein

Beteiligter von einer Rechtsauffassung des Gerichts über—

rumpelt oder in sonstiger Weise unfair behandelt wird. Das

könnte ua dann der Fall sein, wenn aus den schriftlichen
Äußerungen des Gerichts oder dem Verlauf einer mündlichen

Verhandlung sicher zu entnehmen ist, daß einzig Rechtsfragen

bei einem unstreitigen oder vollständig aufgeklärten und fest-

gestellt erscheinenden Sachverhalt, nicht aber noch Beweis-

fragen zur Entscheidung stehen. Das kommt auch in Betracht,

wenn in einem Verfahren wegen sozialer Entschädigung der

Schädigungstatbestand, den ein Gericht in erster Linie prüfen

muß, als sicher festgestellt erscheint und anschließend ein
medizinisches Gutachten über den Ursachenzusammenhang mit

bestehenden Gesundheitsstörungen eingeholt wird. Wenn sich

dann in der abschließenden Beratung ergibt, daß noch tatsäch-

liche Fragen offen sind, ua über einen behaupteten SChädi-

gungsvorgang, muß unter dem Gesichtspunkt des fairen Verfah-

rens durch Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung dem

beweisbelasteten Beteiligten Gelegenheit gegeben werden, Be—
weisanträge zu stellen. Zwar ist -

insbesondere bei rechtskun-

dig vertretenen Beteiligten _ bekannt, daß die Beweise ab-

schließend erst durch das Gericht in voller Besetzung aufgrund

der mündlichen Verhandlung gewürdigt werden. Dennoch ist es

Sinn jedes Rechtsgesprächs in der mündlichen Verhandlung, die

Anträge der Beteiligten auf das dem Streitstand angemessene

Maß einzurichten.

Im vorliegenden Fall war die Klägerin nicht in einer solchen

Überraschungssituation. Zwar enthielten die Beweisanordnungen

des Berichterstatters den Zusatz, daß der Tatbestand der

Schädigung unterstellt werden solle. Solche Zusätze mögen im

allgemeinen von den Beteiligten auch dahin verstanden werden

können, daß weitere Beweisangebote entbehrlich seien, weil die

medizinische Beweisaufnahme kostenträchtig und an sich nur ge—

boten ist, wenn allein Kausalitätsfragen noch offen sind. Aber

eine medizinische Abklärung, die in erster Linie zur Erhellung

von Ursachenzusammenhängen geboten ist, kann zugleich ange—
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zeigt sein, um die Glaubhaftigkeit der Angaben über eine Schä-

digung, zB - wie hier — durch eine Verschüttung, zu überprüfen

(vgl 28 BSG 8. Oktober 1987 - 9a RV 52/86 —).

Selbst wenn die Klägerin aus der Fassung der Beweisbeschlüsse

zu Recht hätte entnehmen können, die Beweislage sei zu ihren

Gunsten geklärt, könnte dennoch die Rüge der Verletzung recht-

lichen Gehörs im vorliegenden Fall keinen Erfolg haben. Denn

es fehlt in der Nichtzulassungsbeschwerde der Vortrag, der

durch die Verletzung des rechtlichen Gehörs unterblieben sein

soll. Auch jetzt wird kein Beweisantrag bezeichnet, sondern

lediglich ein Name genannt, mit dem ein möglicherweise noch

lebender Zeuge unbekannten Aufenthalts gemeint ist, der viel-

leicht zum Beweisthema etwas aussagen könnte. Das genügt den

an einen unterlassenen Beweisantrag zu stellenden Anforderun-

gen nicht (vgl BSG SozR 1500 & 160a Nr 24). Diese bloße Ver—

mutung, daß es noch einen geeigneten Zeugen gebe, hätte das

LSG nicht veranlassen können und müssen, weiteren Beweis über

den Schädigungstatbestand zu erheben.

Schließlich kann die Klägerin auch nicht mit Erfolg als Ver—

fahrensmangel geltend machen, das LSG hätte dem Antrag, die

Sachverständige Dr. W —L ergänzend gutachterlich zu

hören, folgen müssen. Die Klägerin will die Sachverständige

darüber vernommen wissen, welche Angaben der Beschädigte an-

läßlich der Untersuchung zur Frage der Verschüttung gemacht

habe. Dies hatte sie aber in der mündlichen Verhandlung zur

Begründung ihres Beweisantrages nicht vorgetragen. Schon aus

diesem Grunde konnte sich das LSG auch nicht gedrängt fühlen,

dem Beweisantrag stattzugeben. Der Urteilsbegründung und der
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Sitzungsniederschrift ist zu entnehmen, daß von der Ärztin ein

ergänzendes Gutachten zur Zusammenhangsfrage eingeholt werden

solle. Das erübrigt sich angesichts der Feststellung, ein

schädigendes Ereignis sei nicht erwiesen.
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